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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Mit einer im März 2017 eingereichten Motion wollte die FDP-Fraktion die elektronische
Identität und damit auch den landesweiten Bürokratieabbau vorantreiben. Sie stellte
in dem Vorstoss drei konkrete Forderungen an den Bundesrat, die er bei der
Erarbeitung des E-ID-Gesetzes berücksichtigen soll. Damit die Systeme vielseitig
einsetzbar sind, soll erstens die Interoperabilität durch offene Schnittstellen –
beispielsweise zum Identitätsverbund Schweiz, zu den Kantonen und Gemeinden, aber
auch zum Ausland – gewährleistet werden. Zweitens soll der Bundesrat
Sicherheitsstandards für die Dienstleistungsanbieter definieren und als Kontrollinstanz
deren Einhaltung überwachen. Da die elektronische Identität echten Nutzen für
Privatpersonen, Unternehmen und den Bund mit sich bringe, sei dem Projekt drittens
die entsprechende Priorität einzuräumen, sowohl im Hinblick auf eine zeitnahe
Umsetzung als auch bezüglich einer sichergestellten Finanzierung der
verwaltungsinternen Vorleistungen. In der Herbstsession 2017 behandelte der
Nationalrat den Vorstoss, der von der SVP-Fraktion mit dem Argument bekämpft wurde,
dass der Staat bei der Herausgabe der elektronischen Identität nicht nur eine
Kontrollfunktion innehaben, sondern diese als hoheitliche Aufgabe selbst übernehmen
sollte. Nachdem Bundesrätin Simonetta Sommaruga jedoch versichert hatte, dass diese
Motion keinen Einfluss auf die Frage nach der staatlichen oder privaten Einführung der
elektronischen Identität habe, wurde die Bekämpfung eingestellt und die Motion
stillschweigend angenommen. 1

MOTION
DATUM: 20.09.2017
KARIN FRICK

Kriminalität

Nach der einstimmigen Annahme im Nationalrat kam die Motion Dobler (fdp, SG),
welche eine zentrale Anlauf- und Koordinationsstelle zur Bekämpfung der
organisierten und international tätigen Computerkriminalität forderte,  im Frühjahr
2018 zur Behandlung in den Ständerat. Die Bekämpfung der immer grösser werdenden
Herausforderung der digitalen Kriminalität verlange eine stärkere Zentralisierung und
Koordinierung bei der Beweiserhebung und -sicherung, begründete die RK-SR ihren
einstimmigen Antrag auf Annahme. Wie Justizministerin Simonetta Sommaruga im Rat
zustimmend anfügte, betreffe eine solche Anlauf- und Koordinationsstelle sowohl den
Bund als auch die Kantone. Aus diesem Grund sei es sinnvoll, diese Zusammenarbeit
gesetzlich zu verankern. Im Rahmen des Bundesgesetzes über polizeiliche Massnahmen
zur Bekämpfung von Terrorismus (PMT), welches bereits in Vernehmlassung sei, sei eine
gesetzliche Grundlage für die Bekämpfung der digitalen Kriminalität zudem vorgesehen.
Diese Stossrichtung werde durch die Motion Dobler bestärkt; aus diesem Grund
beantrage auch der Bundesrat deren Annahme. Der Ständerat folgte diesen
Empfehlungen und nahm die Motion stillschweigend an. 2

MOTION
DATUM: 14.03.2018
CATALINA SCHMID

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Étant donné l’absence de frontière sur l’internet, de nombreuses plateformes
commerciales sont actives en Suisse, mais n’y ont pas de domicile de notification. Selon
Balthasar Glättli (verts, ZH) une telle situation peut devenir problématique en cas de
violation du droit de la personnalité ou du droit de la protection des données. Il a donc
déposé une motion pour renforcer l’application du droit sur internet en obligeant les
grandes plateformes commerciales à avoir un domicile de notification. Dans cette
optique, il propose notamment la modification des articles 140 CPC et 87 CPP. 
D'un côté, la motion a été combattue par Philippe Bauer (plr, NE). S'il estime que la
question du for des grandes firmes commerciales sur Internet pose un problème, il
considère que la solution avancée par le parlementaire vert n'était pas satisfaisante.
D'un autre côté, la motion a reçu l'appui du gouvernement, par la conseillère fédérale

MOTION
DATUM: 15.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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Simonetta Sommaruga (DFJP). Le gouvernement reconnaît qu'un problème existe, et
surtout, estime qu'aucune solution satisfaisante n'a encore été trouvée. Ainsi, il est
favorable à la motion afin que des discussions soient lancées pour trouver une solution.
Lors du vote, la motion a été adoptée  par 141 voix contre 46 et 4 abstentions.
L'opposition libérale des voix de la majorité du PLR (24 voix) a été complétée par une
minorité UDC. La motion passe à la chambre des cantons. 3

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Mit einer Motion verlangte Nationalrat Derder (fdp, VD) eine verstärkte Führung der
Strategie Digitale Schweiz. Der Motionär wünschte sich eine politische Steuerung, eine
„wirkliche Führerschaft“, damit die Strategie Digitale Schweiz zu den erwünschten
Ergebnissen führe. Bundesrätin Sommaruga bekräftigte im September 2017 vor dem
Nationalrat, dass der Bundesrat Willens sei, der Digitalisierung höchste Aufmerksamkeit
zu widmen. Die Bundesrätin bat im Plenum darum, die Motion abzulehnen, da die
Schaffung einer neuen zuständigen Stelle nichts bringe: Die Digitalisierung fände in
allen Bereichen statt, alle Departemente seien involviert. Der Nationalrat liess sich von
den Worten der Justizministerin nicht überzeugen und nahm die Motion mit 100 zu 84
Stimmen (3 Enthaltungen) an. 4

MOTION
DATUM: 26.09.2017
NIKLAUS BIERI

Die Motion Derder (fdp, VD) zur verstärkten Führung der Strategie Digitale Schweiz
wurde im Februar 2018 im Ständerat stillschweigend abgelehnt. Zuvor hatte
Bundesrätin Sommaruga dargelegt, die Digitalisierungsprozesse würden dezentral, aber
koordiniert geführt, weshalb es keinen Sinn mache, ein weiteres Gremium zu schaffen. 5

MOTION
DATUM: 28.02.2018
NIKLAUS BIERI

1) AB NR, 2017, S. 1471 f.; NZZ, 21.9.17
2) AB SR, 2018, S. 209 f.; Bericht RK-SR vom 12.2.18
3) BO CN, 2018, p.1154; BO CN, 2018, pp.1399
4) AB NR, 2017, S. 1583 f.
5) AB SR, 2018, S. 72 f.
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